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Wirtschaftsbeirat Bayern

Dr. Otto Wiesheu

Das alte Jahrzehnt hat die Volkswirtschaften 
weltweit an seinem Ende auf eine Belastungs-
probe gestellt wie seit den 30er Jahren nicht 
mehr. Im Herbst 2008 drohte nach dem Plat-
zen der Immobilienblase in den USA und der 
spektakulären Lehman-Pleite das gesamte Fi-
nanzsystem zu kollabieren. Wer gehofft hatte, 
die Realwirtschaft könnte sich von den Turbu-
lenzen abkoppeln, sah sich bald eines Besseren 
belehrt: Nach Jahrzehnten der ungebrochenen 
Expansion versank die Weltwirtschaft zur Jah-
reswende 2008/2009 in einer ausgeprägten 
Rezession. Kein Staat konnte sich ihr entziehen 
– auch Deutschland nicht. Der Vertrauensver-
lust rund um den Globus war beängstigend. 

Krisen hat es nach dem 2. Weltkrieg immer 
wieder gegeben. Sie sind keine neue Erschei-
nung. Neu ist das globale Ausmaß der Krise, 
die Geschwindigkeit, mit der die Märkte ein-
gebrochen sind, und die Tiefe des Einbruchs. 
Das hat es in dieser Zusammenballung noch 
nicht gegeben. Und es darf sich nicht wieder-
holen, wenn die Stabilität unserer Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung nicht endgültig in 
Mitleidenschaft gezogen werden soll. 

Soziale Marktwirtschaft nicht 
schuld an der Krise

Leider hat unsere bewährte Soziale Markt-
wirtschaft in der Bevölkerung  bereits massiv 
an Ansehen verloren – eine bemerkenswerte 
Situation zwei Jahrzehnte nach dem Schei-
tern des Kommunismus weltweit. Viele geben 
ihr die Schuld an den negativen Entwicklun-
gen der jüngsten Zeit. Dieser falschen Ursa-
chenanalyse und Schuldzuweisung müssen 
und werden wir jetzt und in den kommen-
den Jahren bei jeder Gelegenheit entschieden 
entgegentreten. Gerade der Wirtschaftsbeirat 
und seine Mitglieder sind hier gefordert.

Man kann es nicht oft genug wiederholen: 
Versagt hat nicht das Ordnungsmodell der So-
zialen Marktwirtschaft, das von Werten, Re-
geln, die für Nachhaltigkeit auf den Märkten 
sorgen, und von einem Mindestmaß an Moral 
der Marktteilnehmer geprägt ist. Im Gegen-
teil: Das Versagen liegt darin begründet, dass 
gegen fundamentale Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft verstoßen wurde. Ursächlich 
für die Krise war mangelnde Regulierung in 
Teilbereichen des Finanzsektors, speziell im in-
ternationalen Handel mit „Wertpapieren“ aller 
Art – ein  „Laschheitswettbewerb“ als Ergebnis 
einer kritiklosen Deregulierungsgläubigkeit.  
Ursächlich war eine fehlende bzw. lückenhafte 
makro- und mikroökonomische Überwachung 
der Finanz-Handelsmärkte. Während das Kre-
ditgeschäft der Banken strengen Eigenkapital- 
und Aufsichtsregeln unterliegt, wurde beim 
Kauf/Verkauf von Wertpapieren/Derivaten, bei 
Spekulationsgeschäften ein Grundprinzip der 
Sozialen Marktwirtschaft, nämlich das Zusam-
mengehören von Entscheidung, Verantwor-
tung und Haftung, von Chance und Risiko,  
dem jeder mittelständische Familienunterneh-
mer tagtäglich unterworfen ist, sträflich außer 
Kraft gesetzt. Wo durch falsche Anreizregeln 
Risikoblindheit erzeugt wird und Verluste auf 
die Allgemeinheit abgewälzt werden können, 
ist hasardeurhaftes Verhalten vorgezeichnet. 

Erfreulicherweise ist uns aufgrund der Ent-
schlossenheit der Notenbanken und enormer 
staatlicher Kraftanstrengungen weltweit das 
Schlimmste erspart geblieben – der Zusam-
menbruch des Finanzsystems, der völlige 
Absturz der Realwirtschaft, verbunden mit 
einem Desaster auf den Arbeitsmärkten. Dank 
einer extrem expansiven Geldpolitik, staatli-
cher Stützungsmaßnahmen und milliarden-
schwerer Konjunkturprogramme konnte das 
Bankensystem stabilisiert, die Talfahrt der 
Wirtschaft gestoppt und der Anstieg der Ar-
beitslosigkeit – bislang – in bemerkenswert 
engen Grenzen gehalten werden. Die Ver-
schiebungen im Verhältnis von Markt und 
Staat, die dadurch ausgelöst wurden, sind 
allerdings gewaltig. Konnte manchen in den 
Jahren vor der Krise das Zurückdrängen des 
Staates aus dem Wirtschaftsgeschehen nicht 
schnell und nicht weit genug gehen, stehen 
wir heute einer klaren „Überdehnung“ der 
staatlichen Verantwortung gegenüber. Das 
kann so nicht bleiben. Es wird zu den größ-
ten politischen Aufgaben im neuen Jahrzehnt 
gehören, zu einer tragfähigen Balance von 
Staat und Markt zurückzukehren.

Aufbruchstimmung statt 
Resignation

Resignation kann nicht die Antwort auf den 
spürbaren wirtschaftlichen Rückschlag sein, 
den wir auch in Bayern hinnehmen mussten. 
Prophezeiungen, wonach sich die globalen 
Gewichte zu Lasten des Westens nach Fernost 
verschieben würden, markieren keine schick-
salhafte Entwicklung. Es liegt allein an uns, 
dafür zu sorgen, dass wir weiter Gewinner 
im globalen Wettbewerb und Strukturwandel 
bleiben. Das neue Jahrzehnt muss deshalb ein 
Jahrzehnt der neu gewonnen Zuversicht, des 
Selbstvertrauens in die eigenen Fähigkeiten, 
eine Dekade des neuen Aufbruchs werden. 
Auf diese Weise sind wir in Bayern bereits aus 
der  schweren  Krise von 1992/93 gestärkt 
hervorgegangen. >>

Bestandspflege und Erneuerung –
Grundlinien der Wirtschaftspolitik im neuen Jahrzehnt
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>> Neues Vertrauen schöpfen, die Probleme 
entschlossen anpacken – dies ist auch der Weg, 
der am schnellsten aus der aktuellen Krise 
herausführt. Zukunft hat, wer sie offensiv ge-
staltet! 

Es zeigt sich auch in der Krise, dass der euro-
päische Weg, dass die Soziale Marktwirtschaft 
mit ihren Freiheiten, Grundrechten, mit ihren 
Regeln, ihren Pflichten und dem Ethos der 
Verantwortlichen nicht das schlechteste Ord-
nungsmodell ist. Dagegen hat der angelsäch-
sische Kapitalismus, der die Märkte vollstän-
dig sich selbst überlässt in der trügerischen 
Hoffnung auf eine optimale Entwicklung, als 
Leitbild nach dem Desaster auf den Finanz-
märkten offenkundig ausgedient. Der Sozia-
lismus ist als Ideologie ebenfalls grandios ge-
scheitert. Ausgreifender staatlicher Dirigismus, 
Investitionslenkung, Vollkaskomentalität und 
schleichende Entmündigung der Bürger durch 
Kollektivlösungen werden im 21. Jahrhundert 
nicht wieder salonfähig. Die Lehre aus einer 
gründlichen Analyse des Debakels an den 
Finanzmärkten kann am Beginn des neuen 
Jahrzehnts nur sein: nicht weg, sondern zu-
rück zur Sozialen Marktwirtschaft im Geiste 
Ludwig Erhards !

Soziale Marktwirtschaft 
Ordnungsmodell der Zukunft

Die Soziale Marktwirtschaft ist wertgebunden. 
Sie beruht auf den gleichen Grundwerten und 
-rechten wie das Grundgesetz: Menschenwür-
de, Freiheit und Verantwortung, Privateigen-
tum und sozialer Ausgleich. Sie setzt den mün-
digen, selbständig handelnden Bürger voraus, 
als Unternehmer und Selbständiger, als Arbeit-
nehmer und als Konsument. Sie lebt von der 
Beteiligung am Wirtschafts- und Wertschöp-
fungsprozess und nicht primär von der Umver-
teilung. Auch in Zukunft bleibt sie der effizien-
teste, humanste und gerechteste Ordnungsrah-
men für unsere Wirtschaft. Mit ihr lassen sich 
die Ziele qualitatives Wachstum, Mehrung der 
Lebensqualität und des Glücks der Menschen, 
Arbeit für alle und sozialer Zusammenhalt am 
besten und nachhaltigsten sichern.  

Die Soziale Marktwirtschaft nutzt gezielt  die 
Effizienz einer dezentralen und damit flexi-
blen Steuerung der Wirtschaft, d.h. den Ab-
gleich von Milliarden von Einzelentscheidun-
gen durch den Markt. Sie baut auf die kreati-
ven Kräfte eines dynamischen Leistungswett-
bewerbs. Aber,  sie überlässt die Märkte nicht 
sich selbst, sondern sie setzt Regeln – Regeln, 
die angemessen überwacht werden. Wirtschaft 
und Märkte brauchen auch im 21. Jahrhun-
dert Leitplanken, die Marktmissbrauch und 
Marktversagen verhindern. Das war schon den 
Gründervätern der Sozialen Marktwirtschaft 
ein zentrales Anliegen. Erinnert sei nur an 

den Kampf Ludwig Erhards für ein deutsches 
Kartellrecht als Waffe gegen Vermachtungs-
tendenzen. So wenig ein Fußballspiel ohne 
Regeln funktioniert, deren Einhaltung von 
einem Schiedsrichter überwacht werden, so 
wenig funktioniert völliges Laissez-Faire auf 
den Märkten.

Dies kann natürlich nicht als Plädoyer für ei-
nen allgegenwärtigen, allzuständigen Staat, 
der Eigenverantwortung erlahmen lässt und 
Privatinitiative bremst, missverstanden wer-
den. Der eingangs erwähnten krisenbedingten 
„Überdehnung“ der Verantwortung des Staa-
tes müssen deshalb heute schon Überlegun-
gen gewidmet werden, wie eine „Exit“-Stra-
tegie aussehen könnte, wie sich also der Staat 
nach Überwindung der Krise wieder auf seine 
eigentlichen Aufgaben konzentrieren kann. 
Dies gilt auch für die mittelfristige Rückfüh-
rung der „Geldschwemme“ durch die Noten-
banken, um einer neuerlichen Blasenbildung 
vorzubeugen und inflationäre Risiken bereits 
im Keim zu ersticken. Es gilt für den Exit aus 
staatlichen Beteiligungen an Banken und Un-
ternehmen. Es geht vor allem aber auch um 
die schrittweise Rückführung der explodierten 
Nettokreditaufnahme der öffentlichen Hand, 
die sich jetzt und für die nächsten Generatio-
nen durch ausufernde Zinszahlungen und Til-
gungsverpflichtungen nicht ihrer Handlungs-
spielräume berauben lassen darf.

Der Staat muss sich auf seine originären 
Aufgaben konzentrieren. Einerseits ist er als 
durchsetzungsstarker Ordnungsfaktor gefor-
dert. Andererseits brauchen wir einen Staat, 
der die Weichen entschlossen und kraftvoll auf 
Zukunftssicherung stellt. Eine Doppelstrategie 
aus „Bestandspflege und Erneuerung“ weist 
dabei den richtigen Weg. Wir brauchen erstens 
Rahmenbedingungen bei denen sich nicht nur 
unsere Spitzenunternehmen, sondern auch das 
breite Feld unserer Klein- und Mittelbetriebe 
erfolgreich im Wettbewerb behaupten können. 
Zweitens muss der Staat kräftige Impulse für 
die laufende Erneuerung der Wirtschaft ge-
ben, also mit zu einer positiven Gestaltung 
des Strukturwandels beitragen. Was wegbricht, 
weil es am Markt nicht mehr bestehen kann,  
muss durch Neues ersetzt werden. Mangelver-
waltung trägt auf Dauer nicht.

Zukunftssicherung im neuen Jahrzehnt

In diesem Sinne liegt vor dem Staat auch im 
neuen Jahrzehnt ein breites Spektrum von 
Aufgaben. Um die wichtigsten davon kurz an-
zureißen:

Der Weg aus der Krise wird kurzfristig nur 
auf der Basis einer ausreichenden Kreditver-
sorgung der Wirtschaft gelingen. Sowohl die 
laufende Versorgung der Unternehmen mit 

Fremdkapital als auch die Finanzierung von 
neuem Wachstum im Mittelstand müssen 
2010 gewährleistet sein. Es wäre fatal, wenn 
wir Ende 2010 im Rückblick feststellen müss-
ten, dass eine Kreditklemme den zarten Auf-
schwung, der sich derzeit abzeichnet, abge-
würgt hat. 

Parallel dazu müssen die Beschlüsse der G20 
von Pittsburgh zur künftigen Regulierung der 
Finanzmärkte auf nationaler, europäischer 
und globaler Ebene gesetzgeberisch und in-
stitutionell konsequent umgesetzt werden. 
Eine Rückkehr zum „business as usual“ kann 
und darf es nicht geben. Banken sind in ers-
ter Linie Dienstleister für die Wirtschaft und 
nicht irgendeine ominöse Finanzindustrie. Die 
Reformpunkte reichen von der Errichtung von 
effizienten Kontrollsystemen speziell für den 
Wertpapierhandel, über eine stärkere Eigenka-
pitalunterlegung von Spekulationsgeschäften 
zur Abpufferung von Risiken bis hin zur Fra-
ge, für welche Zwecke Geld der Zentralbanken 
schlussendlich eingesetzt werden darf.

Die Haushaltspolitik steht im neuen Jahr-
zehnt vor einer außerordentlich schwierigen 
Gratwanderung. Einerseits muss die öffentli-
che Hand die Nettokreditaufnahme in Über-
einstimmung mit der im Grundgesetz veran-
kerten Schuldenbremse und dem EU-Stabili-
tätspakt  auch im Interesse der kommenden 
Generationen Schritt für Schritt zurückfahren, 
also sparen. Andererseits müssen hohe In-
vestitionen und steuerliche Entlastungen für 
neue Wachstums- und Beschäftigungsimpul-
se sorgen. Konsolidierung braucht Wachstum. 
Erforderlich ist hier gezieltes, strategisches 
Vorgehen. Auch der Reformbedarf in allen So-
zialsystemen zur Begrenzung der Lohnzusatz-
kosten ist nach wie vor beträchtlich.

Das, was in der Krise an Wertschöpfung, Ar-
beitsplätzen und Betrieben verloren geht,  
muss durch neue Produkte und Dienstleistun-
gen, durch neue Betriebe und die Erschlie-
ßung neuer Märkte ersetzt werden, um die 
Beschäftigungsbilanz ausgeglichen zu halten. 
Permanente Innovationen sind die Lösung. 
Technologische Innovationen sind u.a. auch 
der Schlüssel zur Begrenzung des Klimawan-
dels und zur Anpassung an knapper werdende 
Ressourcen. Dafür müssen die Weichen offen-
siv gestellt werden: in der Forschungspolitik, 
beim Technologietransfer und in der Cluster-
förderung. Direkte Finanzhilfen für Innovati-
onsprojekte sollten durch steuerliche Anreize 
für Forschung und Entwicklung zugunsten des 
breiten Mittelstands ergänzt werden. Es bleibt 
auch im neuen Jahrzehnt dabei: Wir müssen 
umso viel besser und schneller sein, wie wir 
teurer sind. Mit China und Indien haben neue 
Konkurrenten im Hochtechnologiebereich die 
Bühne der Weltmärkte betreten. >>
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>> Neue Dynamik im Gründungsgeschehen 
muss hinzukommen. Unternehmensgrün-
dun-gen sind eine „Frischzellenkur“ für die 
Wirtschaft. Sie sorgen für neue Ideen, neue 
Wertschöpfung und Arbeitsplätze und gestal-
ten den Strukturwandel. Für Gründer müssen 
Startrampen gebaut werden und nicht Fallgru-
ben. Wir brauchen deshalb vor allem deutlich 
bessere steuerliche Anreize zur Mobilisierung 
von Wagniskapital. Geld ist genügend vorhan-
den. Nicht stimmig sind die Anreizsysteme.

Im Welthandel wird es im neuen Jahrzehnt aller 
Voraussicht nach zu spürbaren Verschiebungen 
kommen. Alte Märkte werden an Bedeutung 
verlieren, neue Märkte an Bedeutung gewin-
nen. Dazu zählen Fernost, Indien, die arabi-
schen Staaten, aber auch südamerikanische 
Länder wie Brasilien. Unsere exportstarke Wirt-
schaft wird diese Entwicklung offensiv mitge-
hen. Staatliche Aufgabe ist es, unsere mittel-
ständischen Unternehmen bei der Erschließung 
dieser Märkte aktiv zu unterstützen.

Bildung gehört zu den Megathemen dieses 
Jahrhunderts. Spitzenbildung ist die Grund-
voraussetzung, um einen Hochtechnologie-
standort auf Dauer erfolgreich zu betreiben. 
Sie sorgt in Zeiten eines rückläufigen Erwerbs-
personenpotentials für das notwendige Pro-
duktivitätswachstum. Bildung ist der Schlüssel 
zur Chancengerechtigkeit, also zur Teilhabe 
und Teilnahme am Wertschöpfungsprozess. Sie 
ist die beste und billigste Sozialpolitik, weil sie 
den teuren, passiv alimentierenden Sozialstaat 
vielfach überflüssig macht. Unser Anspruch von 
der frühkindlichen, über die schulische bis zur 
universitären Bildung muss deshalb sein: Ex-
zellenz. Auch für die berufliche Bildung und 
Weiterbildung gilt das ohne Abstriche. Wir sind 
unseren Kindern und Jugendlichen ein Höchst-
maß an Qualität in der Bildung in den kom-
menden Jahren schuldig. Frauen müssen die 
Chance haben, Beruf und Familie noch besser 
zu vereinbaren und ihre erworbenen Qualifika-
tionen in den Wirtschaftsprozess einzubringen.

Die Energiefrage ist von zentraler Bedeutung 
für den Industriestandort Deutschland. Dass 
der Bund ein tragfähiges energiepolitisches 
Gesamtkonzept vorlegt, das nicht nur dem 
Kriterium der Klimaverträglichkeit, sondern 
auch den Kriterien der Versorgungssicherheit 
und der Bezahlbarkeit gerecht wird, ist des-
halb überfällig. Die Energieeffizienz der Wirt-
schaft, des Verkehrswesens und der privaten 
Haushalte weiter zu steigern, hat dabei hohe 
Priorität. Der Ausbau der erneuerbaren Energi-
en ist mit Augenmaß zu fördern, aber nicht zu 
überfördern. Die Laufzeit der Kernkraftwerke 
als Brücke in neue Energieversorgungstech-
nologien  zu verlängern, ist volkswirtschaft-
lich billiger und klimaverträglicher als aus der 
Kernenergie auszusteigen und sie durch neue 

fossile Kraftwerke zu ersetzten. Bayern, das 
fast 60 Prozent seiner Stromenergie aus Kern-
kraft erzeugt, hat daran ein vitales Interesse.

Nicht zuletzt kommt dem Ausbau, der Moderni-
sierung und der intelligenten Nutzung der Ver-
kehrsinfrastruktur ebenso wie der Breitbandver-
sorgung im ländlichen Raum große Bedeutung 
zu. Flaschenhälse bei Transport und Logistik 
und der Datenübermittlung  kosten Wachstum 
und Wohlstand. Der Investitionsstau ist auch 
in Bayern groß – angefangen bei der Anbin-
dung des Chemiedreiecks durch Schiene und 
Straße, über die Hochgeschwindigkeitsstrecke 
Nürnberg-Erfurt, bis hin zum Donau-Ausbau 
zwischen Straubing und Vilshofen. Bundesver-
kehrsminister Ramsauer hat bei der Realisierung 
dieser Vorhaben unsere volle Unterstützung.

Schließlich muss die Politik in der kommenden 
Dekade von drei Grundkonstanten geprägt 
sein: von Verlässlichkeit, von Glaubwürdigkeit 
und von Konsistenz. Verlässlichkeit, Glaub-
würdigkeit und Konsistenz schaffen Vertrau-
en. Und Vertrauen ist das A und O einer er-
folgreichen Wirtschaftspolitik und damit einer 
positiven Wirtschaftsentwicklung.

Chancenjahrzehnt für Bayern

Wir in Bayern haben allen Grund, das neue 
Jahrzehnt nicht als Krisenjahrzehnt anzuse-
hen, sondern als Jahrzehnt der Chancen, die 
wir erfolgreich wahrnehmen können und müs-
sen. Nach einer jahrzehntelangen überdurch-
schnittlichen Entwicklung gehört der Freistaat 
heute zu den internationalen Top-Standorten. 
Wir verfügen über eine breite Basis an her-
vorragenden Unternehmern in der Industrie, 
im Handwerk und im Dienstleistungssek-
tor. Die Gründerdynamik in Bayern ist über-
durchschnittlich hoch. Um die Qualifikation 
der Mitarbeiter beneidet uns die Welt. Das 
produktive Geflecht aus international renom-
mierten Global Playern und leistungsfähigen 
Mittelständlern sichert uns gesamtökonomi-
sche Stärke. Hochtechnologie ist in Bayern in 
einer Breite vertreten wie sonst kaum irgendwo 
auf dem Globus. Unsere Betriebe sind heute 
schon nicht nur in Europa, sondern auch auf 
allen Drittmärkten der Welt präsent. Darauf 
lässt sich erfolgreich aufbauen. Aufgabe von 
Politik im Land und im Bund ist es, die not-
wendigen Weichenstellungen in Richtung Zu-
kunftsfähigkeit vorzunehmen. Dann wird sich 
Bayerns Wirtschaft auch im neuen Jahrzehnt 
überdurchschnittlich entwickeln. Davon bin ich 
fest überzeugt.

Dr. Otto Wiesheu
Präsident

Prof. Dr. Kai Carstensen

Vor einem Jahr erlebte die deutsche Volks-
wirtschaft den tiefsten Produktionseinbruch 
in der Nachkriegsgeschichte. Binnen sechs 
Monate schrumpfte das Bruttoinlandspro-
dukt um rund 6%. Trotz der im vergange-
nen Frühjahr einsetzenden Erholung konn-
te bisher noch nicht einmal ein Drittel des 
Einbruches wettgemacht werden. In weiten 
Bereichen des verarbeitenden Gewerbes ist 
die Lage noch weitaus dramatischer. Für das 
Jahr 2010 zeichnet sich eine eher zögerliche 
Erholung ab, denn die Hindernisse sind nach 
wie vor groß. Sie sind an verschiedenen Stel-
len zu verorten, sowohl im Ausland als auch 
in Deutschland selbst.

Weltwirtschaft: der Hauptmotor 
USA stottert weiter

Die Weltwirtschaft insgesamt hat die Rezes-
sion hinter sich gelassen. Seit dem Frühjahr 
2009 steigen Produktion und Handel wieder, 
weltweit angeregt durch milliardenschwere 
Konjunkturprogramme, eine massiv expansiv 
wirkende Geldpolitik und den vergleichs-
weise niedrigen Ölpreis. Hinzu kommt der 
Umschwung im globalen Lagerzyklus. Das 
im Rahmen des ifo World Economic Survey 
erhobene Weltwirtschaftsklima ist im vierten 
Quartal zum dritten Mal in Folge gestiegen. 
Gleichwohl wird die aktuelle Situation ge-
genwärtig immer noch schlechter beurteilt 
als nach dem Anschlag auf das World Trade 
Center im Jahr 2001.

Besonders ausgeprägt war die Verbesserung 
des Wirtschaftsklimas in Asien. In China hat 
sich die wirtschaftliche Expansion sogar be-
schleunigt. Dies ist nicht nur auf die Impulse 
der chinesischen Regierung, sondern auch auf 
die fortgesetzte wirtschaftliche >>	  

Konjunkturperspektiven 2010: Erholung ohne Dynamik
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>> Aufholbewegung im Land der Mitte zu-
rückzuführen. Tatsächlich zeigen einige Indi-
katoren schon eine Überhitzung an, speziell 
im Immobilienbereich. Auch andere asiatische 
Schwellenländer sind gut durch die Krise ge-
kommen. Insgesamt deutet sich an, dass im 
südostasiatischen Raum ein neues Kraftzen-
trum der Weltwirtschaft entstanden ist mit 
China als wichtigem Bezugspunkt. Lediglich 
Japan bereitet nach wie vor Sorgen. Zwar hat 
auch dort eine leichte Erholung eingesetzt, 
die Deflationsgefahr bleibt aber hoch und 
die enorme Staatsverschuldung belastet den 
mittelfristigen Ausblick.

Auch für die USA sind die Aussichten trübe. 
Zwar könnte die Konjunktur zu Beginn die-
ses Jahres noch einmal kräftig anziehen, im 
weiteren Verlauf ist aber mit nachlassender 
Dynamik zu rechnen, sogar ein Abgleiten in 
die Stagnation ist nicht auszuschließen. Denn 
der Abbau der strukturellen Ungleichgewich-
te – insbesondere die Korrektur des privaten 
Konsums, die mit einer weiteren Zunahme 
der Sparquote verbunden ist – dürfte spür-
bar bremsend wirken. Auch die Belastungen 
durch die Krise im Finanzsystem sind nach 
wie vor ernorm. Bislang hat die US-Noten-
bank das Schlimmste verhindert, indem sie 
massiv Wertpapiere der staatlichen Immobi-
lienfinanzierer aufgekauft hat – ihre Bilanz 
ähnelt mittlerweile der einer Bad Bank. Aber 
auch sie stößt an die Grenze der Belastbarkeit 
und bereitet einen allmählichen Ausstieg aus 
ihrer extrem expansiven Politik vor. Mit wel-
chen Verlusten sie daraus hervorgeht, dürfte 
vor allem die amerikanischen Steuerzahler 
interessieren, die letztlich den Schaden be-
zahlen müssen. Auch ohne diese Belastung 
kommt auf die Steuerzahler einiges zu. Das 
Haushaltsdefizit der USA dürfte im Fiskaljahr 
2010 auf deutlich über 10% anschwellen und 
auch im folgenden Jahr extrem hoch bleiben. 
Damit wird der Schuldenstand auf über 90% 
des Bruttoinlandsprodukts ansteigen. Folg-
lich steuern die USA auf Jahre der Konsoli-
dierung zu und werden als Nachfragemotor 
der Weltwirtschaft wohl ausfallen.

Europa: Stabilisierung, aber kein 
Aufschwung

Auch in den Ländern Europas – den wich-
tigsten Handelspartnern der Bundesrepublik 
– ist ein durchgreifender Aufschwung nicht 
in Sicht. Dabei sind die Ursachen von Land 
zu Land recht verschieden. Italien leidet nach 
wie vor unter einer geringen Wettbewerbsfä-
higkeit und der Tatsache, dass der Regierung 
aufgrund des hohen Schuldenstands kon-
junkturstabilisierende Maßnahmen verwehrt 

waren. Spanien befindet sich noch mitten 
in der Rezession, die durch das Platzen der 
heimischen Immobilienblase ausgelöst wor-
den war. Die Arbeitslosigkeit tendiert gegen 
20% und die Staatskassen sind so leer, dass 
die Regierung mitten in der Krise die Steu-
ern erhöhen musste. In Großbritannien geht 
die Rezession allmählich zu Ende, für 2010 
ist eine Entspannung der Lage zu erwarten. 
Die Arbeitslosigkeit dürfte dennoch weiter 
steigen und einen Wert nahe 10% erreichen. 
Die desolate Lage der öffentlichen Haus-
halte – die Defizitquote des vergangenen 
Jahres dürfte bei knapp 12% gelegen haben 
– zwingt die Regierung zu Steuererhöhun-
gen, die die Erholung bremsen. Freundlicher 
sind die Aussichten für Frankreich, wo das 
Bankensystem die Finanzkrise relativ gut 
überstanden hat. Zwar ist die Arbeitslosen-
quote auch hier im zweistelligen Bereich 
angekommen und der Fehlbetrag der öf-
fentlichen Haushalte ist hoch. Die Regierung 
setzt aber weiter auf expansive Maßnahmen 
und belebt dadurch vorerst die Wirtschaft. 
In Osteuropa sind die Entwicklungen sehr 
heterogen. Während Polen als Hort der Sta-
bilität erscheint – als einziges Land der EU-
27 verzeichnete es im vergangenen Jahr eine 
positive Wachstumsrate – ist die Lage in den 
von der Finanzkrise mit großer Wucht ge-
troffenen Ländern des Baltikums prekär. Ins-
gesamt dürften die Impulse aus Europa sehr 
moderat bleiben.

Deutschland: Kreditklemme droht

Zu Beginn der Rezession befand sich die 
deutsche Wirtschaft in einer guten Position. 
Dank der Spezialisierung auf Investitions- 
und langlebige Konsumgüter hatte sie vom 
vorangegangenen weltweiten Boom über-
proportional profitiert und ihre Kapazitäten 
kräftig erweitert. Durch Strukturreformen 
und Lohnzurückhaltung war der Aufschwung 
erstmals wieder durchgreifend auf den Ar-
beitsmarkt übergesprungen und die Zahl der 
Arbeitslosen war auf rund drei Millionen ge-
sunken. Die öffentlichen Haushalte schrieben 
eine schwarze Null. Der weltweite Einbruch 
traf Deutschland dann doppelt hart. Zum 
einen wird die Investitionsnachfrage in Zei-
ten der Krise extrem zurückgefahren, was 
die deutschen Produzenten und Exporteure 
schwer traf. Zum anderen waren deutsche 
Banken stark in ausfallbedrohten Wertpa-
pieren engagiert. Ohne staatliche Stützungs-
maßnahmen wäre das Finanzsystem wohl ins 
Chaos gestürzt. 

Der Absturz war tief und schmerzhaft, und 
die Folgen dauern noch an. Speziell am Ar-

beitsmarkt besteht ein Missverhältnis zwi-
schen Beschäftigungszahl und Produkti-
on. Daher muss mit weiteren Entlassungen 
gerechnet werden. Dennoch ist die Lage in 
Deutschland besser als in den meisten Nach-
barländern. Die vorangegangene Gesundung 
der Firmen- und Staatsfinanzen zahlt sich 
nun aus, denn der zweifellos vorhandene 
Konsolidierungsdruck ist weitaus moderater 
als bei den europäischen Partnern. Daher 
kann die Fortführung der Konjunkturpakete 
in diesem Jahr verkraftet werden, Steuerer-
höhungen stehen vorerst nicht an. Insgesamt 
kann mit einem Wachstum von 1,7% gerech-
net werden – Spitze in Westeuropa.

Im Zuge der zögerlichen weltweiten Erho-
lung werden auch die deutschen Exporte 
wieder zulegen. Dies hilft den Industriebe-
trieben, sich langsam aus der Krise heraus-
zuarbeiten. Entwarnung kann aber nicht 
gegeben werden. Die Erfahrung lehrt, dass 
die Spätfolgen einer Rezession für viele Un-
ternehmen besonders bedrohlich sind, wenn 
das Eigenkapital abschmilzt und die Liqui-
ditätsreserven schwinden. Dass es dabei zu 
Insolvenzen kommt, liegt in der Natur der 
Marktwirtschaft, so unglücklich die Situation 
im Einzelnen auch sein mag. Aktuell droht 
aber eine Verknappung des Kreditangebots, 
die über das konjunkturell übliche Maß hi-
nausgeht. So haben sich einige ausländische 
Banken fast ganz zurückgezogen und auch 
heimische Institute müssen ihre Eigenka-
pitalverluste durch Bilanzverkürzung kom-
pensieren. Eine Kreditklemme bedroht daher 
das Überleben solcher Firmen, die bei ange-
messenen Konditionen die Schwächephase 
überstehen könnten. Hier ist die Politik mit 
weiteren Maßnahmen gefordert. Für den 
schlimmsten Fall darf selbst eine zwangswei-
se Rekapitalisierung von einzelnen Banken 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden 
– die Mittel dafür liegen bereit. 

Prof. Dr. Kai Carstensen
Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Universität München und Leiter 
des Forschungsbereichs Konjunktur und 
Befragungen am ifo Institut für 
Wirtschaftsforschung

Konjunkturperspektiven 2010: Erholung ohne Dynamik
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Editorial 
Wechsel im Amt 

des General-

sekretärs

Sehr geehrte, 
liebe Mitglieder des 
Wirtschaftsbeirats 
Bayern,

nach der Übergabe des Präsidentenamts von 
Dr. Dieter Soltmann an Dr. Otto Wiesheu ist 
zum Jahresbeginn auch der Stabwechsel im 
Amt des Generalsekretärs vollzogen worden.

Andreas Müller-Armack, der den Wirtschafts-
beirat seit 1997 souverän, umsichtig und sehr 
erfolgreich als Ansprechpartner der Wirtschaft 
für die Politik geführt hat, ist in den ver-
dienten Ruhestand gegangen.  Wir danken 
ihm auch an dieser Stelle noch einmal sehr 
herzlich für seine großen Verdienste um un-
sere Unternehmervereinigung. 

Seit dem 1. Januar 2010 habe ich die Lei-
tung der Geschäftsstelle am Odeonsplatz 
übernommen. Zu meinem Werdegang mögen 
ein paar Stichworte genügen: geboren 1946 
in Hessen, aufgewachsen in Fürth/ Bayern, 
verheiratet, drei Kinder, Wohnsitz in Augs-
burg. Nach dem Abitur in Fürth und einem 
zweijährigen Wehrdienst in Bruchsal und 
Sonthofen habe ich in Nürnberg Volkswirt-

schaftslehre studiert, war anschließend einige 
Jahre lang Assistent an einem finanzwissen-
schaftlichen Lehrstuhl an der Universität Aug-
sburg, bevor ich Anfang 1980 in das Baye-
rische Wirtschaftsministerium eingetreten bin. 
Dort habe ich in den letzten zehn Jahren als 
Leiter der Abteilung für Grundsatzfragen und 
Stellvertretender Amtschef fungiert. Insoweit 
bringe ich einen relativ breiten wirtschafts-, 
technologie- und verkehrspolitischen Hinter-
grund zum Wirtschaftsbeirat mit. Gleiches gilt 
für die besonderen regionalen Anliegen un-
serer Unternehmen in den Bezirken.

Ich freue mich auf die neue Aufgabe. Ähn-
lich wie die Wirtschaftspolitik gut beraten ist, 
auf eine „Doppelstrategie der Bestandspfle-
ge und Erneuerung“ zu setzen, werden wir 
beim Wirtschaftsbeirat Bewährtes fortführen 
und wo nötig auch neue Wege gehen. Unser 
Hauptanliegen ist und bleibt dabei, im ver-
trauensvollen Dialog mit der Politik auf pra-
xisgerechte, wirtschaftsfreundliche Entschei-
dungen zu drängen und dafür zu sorgen, 
dass die wirtschaftspolitischen Grundlinien 
stimmen, wie sie unser Präsident Dr. Otto 
Wiesheu in seinem Leitartikel für das neue 
Jahrzehnt vorgezeichnet hat.

Intern wünsche ich mir als neuer Generalse-
kretär natürlich noch mehr Mitglieder, darun-
ter mehr Frauen, die in führender Position in 
der Wirtschaft tätig sind, und noch mehr jun-
ge Unternehmerinnen und Unternehmer. Sie 
verkörpern die Zukunft des Wirtschaftsbei-

rats. Der Weg dazu ist beschritten. Wir wer-
den ihn mit Beharrlichkeit weiter verfolgen.

Unsere Mitgliederkommunikation muss rela-
tiv rasch auf eine breitere elektronische Basis 
gestellt, die Öffentlichkeitsarbeit insgesamt 
intensiviert werden. Unsere Fachausschüsse, 
Arbeitskreise und Bezirke haben Anspruch 
darauf, dass wir sie in bewährter Weise the-
matisch und organisatorisch unterstützen. 
Wir wollen nicht zuletzt den Wunsch vieler 
Mitglieder nach Mitarbeit angemessen be-
rücksichtigen.

Das alles wird nicht von heute auf morgen 
möglich sein, manches wird Zeit brauchen, 
um zu reifen. Aber wir werden es nicht bei der 
Verwaltung des Status quo belassen, sondern 
den Wirtschaftsbeirat gemeinsam mit Ihnen 
mit neuem Schwung in das zweite Jahrzehnt 
dieses Jahrhunderts führen.

Ich bin dabei persönlich dankbar und  offen 
für Impulse aus Ihrem Kreis. Schreiben Sie 
uns, greifen Sie zum Hörer oder schicken Sie 
uns eine E-Mail. Der Wirtschaftsbeirat lebt 
von der Erfahrung, den Ideen und Aktivitäten 
seiner Mitglieder. Ich freue mich auf Ihre An-
regungen und die Begegnung mit Ihnen.

Herzlichst

Ihr 
Dr. Jürgen Hofmann
Generalsekretär 

München, 4. Februar
Ausschuss für Tourismus
„Das Deutsche Museum als Tourismusmagnet 
am Beispiel der neuen Abteilung für Nano- 
und Biotechnologie“
Prof. Dr. Wolfgang M. Heckl, Generaldirektor 
Deutsches Museum; Dr. Lorenz Kampschulte, 
Leiter des Zentrums Neue Technologien

Fürstenzell, 4. Februar
Bezirk Passau
„Klima-Manipulation: Chancen und Risiken“
Prof. i.R. Dr.-Ing. Dr. h.c. Peter A. Wilderer, 
ehem. Ordinarius für Wassergüte und Abfall-
wirtschaft, TU München, Vorsitzender des
Institute of Advanced Studies on Sustaina-
bility, München

München, 10. Februar
Ausschuss für Verkehrspolitik
„Donauausbau – Fakten zur aktuellen 
Diskussion“
Dr. Albrecht Schleich, Vorstand der Rhein-
Main-Donau AG

München, 10. Februar
Junge Unternehmer
„Mit Politikern im Dialog – Werkstattbesuch 
im Landtag“

Kitzbühel, 26.-28. Februar
Junge Unternehmer
Skiwochenende

München, 3. März
Ausschuss für Verkehrspolitik
Dirk Fischer, MdB, Vorsitzender der Arbeits-
gruppe Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung 
der CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bundestag

München, 17. März
Junge Unternehmer
„Windenergie in Bayern: Ökostrom versus 
Landschaftsverbrauch“
Staatsminister Dr. Markus Söder, Bayerisches 
Staatsministerium für Umwelt u. Gesundheit

München, 22. März
Ausschuss für Medienpolitik
„Vom gesprochenen Wort zur globalen 

Wissenschaftsgesellschaft“
Dr. Dirk Ippen, Verleger, Münchner Zeitungs-
Verlag GmbH & Co. KG

Neustadt/ Waldnaab, 21. April	
Ausschuss für Strukturpolitik und 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit
„Der ländliche Raum in aller Munde, und was 
jetzt?“ Podiumsdiskussion

München, 19. April
Ausschuss für Medienpolitik
Staatsminister Dr. Siegfried Schneider, Leiter 
der Bayerischen Staatskanzlei

München, 17. Mai
Ausschuss für Tourismus

München, 20. Mai
Ausschuss für Umwelt

Frauenchiemsee, 25. Juni
Bezirk Berchtesgadener Land/ 
Traunstein

Terminvorschau 
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Dr. AngelikA niebler, MdeP 

Rund 375 Millionen wahlberechtigte Euro-

päer entscheiden am 7. Juni dieses Jahres 

über die Zusammensetzung des Europäi-

schen Parlaments. Mit dieser Wahl werden 

zugleich die Weichen gestellt, unter welchen 

politischen Vorzeichen bestimmte europäi-

sche Grundsatzentscheidungen in den kom-

menden Jahren getroffen werden.  So wird es 

beispielsweise darum gehen, ob weitere EU-

Beitrittskandidaten eine Vollmitgliedschaft 

erhalten sollen. 

Mehr denn je ist das Europäische Parlament, 

das sich über die vergangenen drei Jahrzehn-

te mühsam Mitsprache- und Mitgestaltungs-

rechte erkämpft, jetzt d
er Sitz der Volksvertre-

ter. Wie keine andere europäische Institution 

kann es auf seine demokratische Legitimation 

verweisen. 

euroPAAbgeorDnete stehen vor ort 

für euroPA

Die meisten der gegenwärtig 785 Parlamen-

tarier leben in ihrer Heimatregion. Sie sind 

somit inmitten der Menschen, denen sie sich
 

zur Wahl stellen und für deren Belange sie 

sich in Straßburg einsetzen. Sie stehen Rede 

und Antwort für die Entscheidungen, die im 

Namen der EU getroffen werden. Für ihre Ge-

sprächspartner sind sie die europäische Stim-

me, die vor Ort vernehmbar ist. Das ist gut 

und wichtig, denn Europa muss erlebbar und 

greifbar sein. 

Wichtig ist aber auch, dass kritische Anmer-

kungen, Sorgen und Einwände Gehör finden. 

Die Menschen müssen wissen, dass ihre An-

liegen ernst genommen werden und bei der 

Entscheidungsfindung auf europäischer Ebe-

ne nicht untergehen. Und darum geht es bei 

der Arbeit der Europaabgeordneten: Sie rin-

gen um Lösungen, die möglichst bürgernah 

und unbürokratisch sein sollen. Angesichts 

von 27 Mitgliedsstaaten und eines Entschei-

dungsprozesses, a
n dem neben der Europäi-

schen Kommission auch die Regierungen der 

27 Mitgliedsstaaten beteiligt sind, ist dies 

ein Unterfangen, das nicht immer zu dem 

Ergebnis führt, das sich der einzelne Bürger, 

eine bestimmte Industriebranche, einzelne 

Gesellschaftsgruppen oder auch Regierungen 

wünschen. So gelingt es den CSU-Europaab-

geordneten dann auch nicht immer, bei einem 

Stimmenverhältnis von 9 zu den restlichen 

776 Abgeordneten eine lupenrein bayerische 

Entscheidungsvariante durchzusetzen! Viel-

fach stehen am Ende von Verhandlungen 

Kompromisse. Sie sind nicht immer gleicher-

maßen zufriedenstellend, aber doch immer 

das Ergebnis eines parlamentarischen und da-

mit demokratischen Prozesses! 

kliMA- unD energiePolitik bleibt ein 

zentrAles theMA für Die eu 

Kompromiss ist und bleibt ein wichtiges Wort 

in der Sprache der Europäischen Union. Den-

noch wäre der Rückschluss unzutreffend, dass 

nicht mit allem Engagement um die Durch-

setzung eigener Ziele  und Überzeugungen 

gerungen würde. Jüngstes Beispiel ist die Ei-

nigung über den CO2-Ausstoß bei Pkw – am 

Ende auch ein Kompromiss, aber einer, mit 

dem vor allem unsere heimische Autoindustrie 

gut leben kann.

Die beschlossene EU-Verordnung ist Be-

standteil eines umfangreichen Pakets zur 

Klima- und Energiepolitik, die uns auch in 

der nächsten Wahlperiode umfassend be-

schäftigen wird. Hier werden die bereits er-

wähnten Weichenstellungen vorgenommen. 

Es gilt, das Ziel einer bezahlbaren, sicheren 

und umweltverträglichen Energieversorgung 

auszutarieren mit dem engagierten Eintreten 

für den Klimaschutz. Die EU soll und will hier 

mit strengen selbstauferlegten Grenzwerten 

Vorreiter sein. So sollen 20 Prozent mehr 

erneuerbare Energien, 20 Prozent weniger 

CO2- Ausstoß und 20 Prozent mehr Ener-

gieeffizienz erreicht werden. Dazu sind neue 

Regelungen wie die CO2-Reduktion bei Pkw 

erforderlich. 

In den langen wie zähen Verhandlungen mit 

dem Europäischem Rat und der Europäischen 

Kommission ist es den Vertretern
 des Euro-

päischen Parlaments gelungen, hier zu einem 

Ergebnis zu kommen, das einer verantwor-

tungsvollen Klimapolitik mit ambitionierten 

Zielen Rechnung trägt. 

neue Co2-grenzwerte für 

AutoinDustrie MAChbAr

Dies lässt sich für nahezu alle Aspekte der 

neuen Verordnung darlegen: Zielwert ist ei
n 

maximaler CO2-Ausstoss im Schnitt von 120 

Gramm pro Kilometer. Allerdings soll der neue 

Wert zeitlic
h gestaffelt eingeführt werden. Bis 

2012 müssen ihn zunächst erst 65% der in 

der EU zugelassenen Neuwagen einhalten. Bis 

2013 müssen es 75 Prozent, im Jahr darauf 

sollen es 80 Prozent sein. Erst ab 2015 darf  

die gesamte europäische Neuwagenflotte den 

maximalen Grenzwert von 120 Gramm CO2-

Emissionen pro Kilometer nicht überschreiten. 

Durch dieses so genannte „Phasing-in“ wird 

der Industrie ein weitreichendes, aber berech-

tigtes Entgegenkommen signalisiert, um die 

vereinbarten Reduktionsziele zu
 erreichen. 

Darüber hinaus ist ein echter Innovationsschub 

zu erwarten: Denn auf den genannten >>> 

Arbeiten für ein europa, das schützt und nützt

www.wbu.de

Wirtschaftsbeirat der Union e. V.
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München 
Ausschuss für Verkehrs-

2. Februar 
politik

Bad Kissingen Bezirk Rhön/Saale

12. Februar

München 
Ausschuss für Wirt-

12. Februar schaftspolitik

München 
Arbeitskreis Kirchen

13. Februar

Kitzbühl 
Junge Unternehmer

13.-14. Februar  

München 
Bezirk München

17. Februar

Brüssel 
Junge Unternehmer

17.-18. Februar 

München 
Bezirk München

18. Februar

München 
Ausschuss für Ernäh-

09. März 
rungs- und Agrarpolitik

München 
Ausschuss für Umwelt-

17. März 
politik

München 
Ausschuss für Tourismus

20. März

München 
Ausschuss für Medien-

25. März 
politik

München 
Ausschuss für Energie-

01. April 
politik

Waging a. See Bezirk Berchtesgadener-

28. April 
Land / Traunstein

München 
Ausschuss für Steuer-

28. April 
und Finanzpolitik

Schliersee 
Ausschuss für Tourismus

27. Mai

Frauenchiemsee Bezirk Berchtesgadener-

19. Juni 
Land / Traunstein

München 
Ausschuss für Medien-

23. Juni 
politik

München 
Ausschuss für Medien-

06. Juli 
politik

München 
Bayerischer Wirtschaftstag

16. Juli

terminvorschau
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AlexAnDer lerCh

Mit neuer personeller Besetzung im Vorstand 

haben sich die Jungen Unternehmer auch im 

Jahr 2008 als Nachwuchsorganisation des 

Wirtschaftsbeirates intensiv mit politischen 

und unternehmerischen Themen auseinan-

dergesetzt. U
nser Ziel, jungen Unternehmern, 

Selbständigen und leitenden Angestellten
 

eine Plattform zu bieten, um den Dialog mit 

der Politik zu ermöglichen, konnten wir da-

bei im Rahmen interessanter Veranstaltungen 

verwirklichen. 

So begann das Jahr 2008 mit der Auftaktver-

anstaltung „Mit Politikern im Dialog – Werk-

stattbesuch im Bundestag“ unter der Schirm-

herrschaft von MdB Dr. Peter Ramsauer. Ein 

Team ausgewählter Junger Unternehmer be-

gleitete dabei über zwei Tage hinweg Bundes-

tagsabgeordnete im Alltag und konnte einen 

Einblick in die Praxis erhalten sowie ausgiebi-

ge Gespräche mit den Abgeordneten führen. 

Auf Grund des positiven Echos auf beiden 

Seiten werden wir diese Veranstaltung auch 

in 2009 anbieten und durch einen Besuch des 

Europaparlaments in Brüssel ergänzen.

Ein Höhepunkt unserer politischen Dialoge 

war das Gespräch zum Steuerkonzept der CSU 

mit dem heutigen Bayerischen Staatsminister 

für Finanzen, Georg Fahrenschon, im Juni des 

letzten Jahres. In lockerer Atmosphäre konn-

ten unsere Mitglieder aus erster 
Hand erfah-

ren, welche Ideen die bayerische Staatsregie-

rung verfolgt, und darüber diskutieren.

Wann immer möglich haben wir versucht, uns 

aktuellen wirtschaftlichen und politischen The-

men zu widmen und uns für unsere Überzeu-

gungen einzusetzen. So fand im Februar eine 

Podiumsdiskussion mit Staatsministerin Emilia 

Müller, TU-Präsident Professor Dr. Dr. Wolf-

gang Herrmann und Flughafenchef Dr. Michael 

Kerkloh statt, um uns für den Einsatz des 

Transrapid stark zu machen. Leider konnten 

die diversen Aktionen des Wirtschaftsbeirats 

und seiner Mitglieder die negativen Entwick-

lungen zu diesem Thema nicht aufhalten. 

2008 haben wir uns auch mit dem brisanten 

Thema „Klimawandel und Strompreis“ im 

Rahmen eines Kamingesprächs mit dem Dr. 

Otmar Bernhard, MdL und damaliger Staats-

minister für Umwelt, Gesundheit und Ver-

braucherschutz, auseinandergesetzt.

Die Themen waren wie jedes Jahr breit ge-

streut. Neben privatwirtschaftlichen Themen 

wie bspw. der Besuch der BMW Welt fanden 

wir selbstverständlich auch genug Zeit und 

Anlässe, um in gemütlicher Umgebung den 

Netzwerkgedanken des Wirtschaftsbeirats zu 

pflegen. Wie jedes Jahr werden wir daher auch 

in 2009 unser legendäres Skiwochenende und 

unseren Wiesnbesuch organisieren. 

Für das neue Jahr wollen wir unsere Gespräche 

mit der Politik noch weiter intensivieren. Die 

neue Regierungssituation in Bayern werden 

die Jungen Unternehmer zum Anlass nehmen, 

um sich mit den wirtschaftspolitischen Ansät-

zen aller in der Landesregierung vertreten
en 

Parteien auseinander zu setzen. Und wie schon 

erwähnt, möchten wir natürlich auch gerade 

im Wahljahr 2009 unsere Veranstaltungen auf 

die Bundes- und Europapolitik ausrichten.

Genauso wichtig empfinden wir aber auch die 

Konzentration auf uns, den Wirtschaftsbeirat, 

selbst. So setzen sich die Jungen Unternehmer 

aktuell damit auseinander, wie der Wirtschafts-

beirat seine interne Kommunikation, vor allem 

unter Ausnutzung neuer Kommunikationsme-

dien, weiter optimieren könnte und so seine 

Ziele, Informationen und Aktivitäten schneller 

und effektiver transportieren kann. Wir sind 

der Meinung, dass im Zeitalter der Informa-

tionsüberflutung neue Wege gefunden wer-

den müssen, um Mitglieder und potentielle 

Neumitglieder zu erreichen und den Mehrwert 

einer so wichtigen Organisation wie dem Wirt-

schaftsbeirat Bayern zu kommunizieren.

Das Jahr 2009 verspricht ein spannendes Jahr 

zu werden. Ich freue mich darauf, mit meinen 

Vorstandskollegen Birgit Langenmayer und 

Maximilian Faltlhauser sowie mit den Mit-

gliedern des erweiterten Vorstands und mit 

Unterstützung der Geschäftsstelle 
des Wirt-

schaftsbeirates interessante Themen aufzu-

greifen und uns wo immer möglich aktiv mit 

Vertretern
 der Politik auszutauschen.

AlexAnDer lerCh

vorstandsmitglied Junge unternehmer

Aktivitäten der Jungen unternehmer
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Mit ungeheurer Wucht hat die Krise die glo-
balen Finanzmärkte und die Finanzinstitute 
getroffen. Wer sich heute als Unternehmer in 
der Notwendigkeit sieht, Betriebsmittelkre-
dite verlängern zu müssen, oder zusätzliche 
Überbrückungshilfen braucht, erfährt die Krise 
zunehmend als Herausforderung. Die Mel-
dungen über Insolvenzen traditioneller mittel-
ständischer Unternehmer führen uns täglich 
vor Augen, wie sehr nun auch produzierende 
Betriebe betroffen sind. Und immer noch ver-
trauen sich die Banken weltweit untereinan-
der nicht.

Die Krise an den Finanzmärkten hat sich zur 
Weltrezession entwickelt. Ihre Auswirkungen 
drohen nun aber die Substanz unserer wett-
bewerbsfähigen Unternehmen in Bayern an-
zugreifen. In einer solchen außergewöhnlichen  
Situation ist es geboten und richtig, dass der 
Staat eingreift, um einem gefährlichen Subs-
tanzverlust nach Kräften zu begegnen. Welt-
weit bieten die Regierungen alle Kräfte auf, 
um sich gegen die Auswirkungen der Weltre-
zession zu stemmen. Dies wird Wirkung zei-
gen. Und ein erfahrener Unternehmer weiß, in 
jeder Krise liegt immer auch eine Chance. 

Vor allem auf diese Chancen müssen wir uns 
jetzt konzentrieren. Wer die Krise gut meistert, 
schafft damit wesentliche Voraussetzungen, 
beim Aufschwung von Anfang an und ganz 
vorne dabei zu sein. Bayerische Unternehmen 
sind gut aufgestellt, verfügen über wettbe-
werbsfähige Produkte, weitsichtige Führungen 
und kreative, hochqualifizierte und motivierte 
Mitarbeiter. Bayerns Wirtschaft ist insgesamt 
flexibel, innovativ und wettbewerbsfähig ge-
nug, um auch mit großen Aufgaben fertig zu 
werden und gestärkt aus der Krise hervorzu-
gehen. Wir brauchen Mut und Zuversicht statt 
Angst. Anpacken und Handeln statt Lamen-
tieren lautet die Devise. 

So sehr wir jetzt alle Kräfte zur Überwindung 
der Krise mobilisieren müssen, so sehr sollten 
wir uns frühzeitig auch auf die Themen vor-
bereiten, die uns danach intensiv beschäftigen 
werden. Diese sind u. a. die weitere Verbesse-
rung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit, ausreichendes Potential und gute Aus-
bildung qualifizierter Fachkräfte, noch bessere 
Verzahnung zwischen Wissenschaft und realer 
Umsetzung in weltweit führende Produkte, 
der Klimawandel, die Zukunft energieintensi-
ver Produktionen sowie das Thema Energie-
sicherheit.

Bayern hat kraFtvoll Gehandelt

Ein großer Schritt entfaltet mehr Kraft und 
Wirkung als viele kleine zögerliche Trippel-
schritte. Aus dieser Erkenntnis heraus hat die 
Staatsregierung zum Jahreswechsel ein über-
zeugendes Konjunkturpaket aus einem Guss 
gefordert und mit beharrlicher Überzeugungs-
arbeit in Berlin durchsetzt. Noch zu Jahres-
beginn schienen viele zögerlich, wollten ab-
warten, vor allem was die US-Regierung tun 
könnte. 

Mit dem eigenen bayerischen Mittelstands-
schirm der LfA und dem Vorziehen von Inves-
titionen in  Milliardenhöhe hat Bayern schon 
vor Weihnachten Maßstäbe für kraftvolles 
staatliches Handeln gesetzt. Dazu wurde das 

Bürgschaftsinstrumentarium der LfA Förder-
bank für die Haushaltsjahre 2009/2010 ins-
gesamt um zusätzlich 200 Millionen Euro 
ausgeweitet. Darüber hinaus steht den kleinen 
und mittleren Unternehmen in Bayern nach 
wie vor unser Kernstück der Mittelstandsför-
derung, das Mittelstandskreditprogramm, zur 
Verfügung.

die lehren aus der krise 

Die Ursachen der Finanzkrise sind offensicht-
lich: An den Börsen in New York und Lon-
don wurden Finanzprodukte erfunden, deren 
Inhalt und wahren Wert kaum jemand mehr 
durchblickte. Grundstücke in den USA wurden 
bis zu 120 % beliehen, die „Fed“ pumpte be-
wusst billiges Geld in die Märkte. 25 % Rendi-
te wurden zur benchmark und Anreizsysteme 
wirkten als Brandbeschleuniger. Rating-Agen-
turen blendeten die Risiken aus.

Der Glaube im angelsächsischen Raum, dass 
die Märkte es am besten selbst richten, hat 
sich als nicht tragfähig erwiesen. Auch Märkte 
brauchen Leitplanken. Aber: Ziel ist eine Re-
gulierung mit Augenmaß, nicht die Überregu-
lierung. 

Die Lehren aus der Lehman-Insolvenz sind 
klar: Stürzt eine Bank im System, fallen wie 
beim Domino viele andere. Kapitalmärkte sind 
der Blutkreislauf unser Wirtschaft und unseres 
Wohlstandes. 

Die Finanzkrise hat auch die Bayerische Lan-
desbank erfasst. Manche fragen, ob die enor-
men staatlichen Hilfen tatsächlich notwendig 
sind. Darauf kann ich nur antworten: Zur 
Stabilisierung der BayernLB gab und gibt es 
keine Alternative. Die BayernLB ist eine sys-
temrelevante Bank Deutschlands, ihr Zusam-
menbruch hätte unabsehbare negative Folgen 
in Deutschland und Europa.

Sparkassen, Sparkassenverband und Kommu-
nen hatten die bisherige Geschäftspolitik der 
Landesbank zwar gleichrangig mit zu >>> 

herausforderung Finanzmarktkrise – entschlossen handeln
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>>> seine Angriffsziele sucht. Auch wenn wir 
bislang von vollendeten Anschlägen verschont 
blieben, wir müssen stets hellwach sein und 
dürfen uns keine Nachlässigkeiten bei der 
Aufklärung krimineller Strukturen erlauben. 

Im Jahr 2007 haben die Straftaten, die den 
Wirtschaftsdelikten zugeordnet werden, ge-
genüber dem Vorjahr bayernweit um 11,9 % 
zugenommen. Im Bereich der Wirtschaftsde-
likte wurde ein Schaden von über 520 Millio-
nen Euro registriert. Im Vorjahr lag der Scha-
den sogar über 660 Millionen Euro. Zusam-
menfassend kann man feststellen, dass immer 
mehr Wirtschaftsdelikte mit dem Internet und 
der Möglichkeit der Online-Geschäfte zusam-
menhängen. 

Es stellt sich die Frage: Was tut die Polizei? 
Welche Konzepte verfolgen wir?

Natürlich wollen wir Gewalttaten nach Mög-
lichkeit erst gar nicht zulassen. Wir richteten 
deshalb schon vor 10 Jahren unsere Opfer-
schutz-Dienststelle ein. Sie gibt Tipps, wie 
man sich bei möglichen Angriffen besser ver-
halten kann, außerdem vermittelt sie psycho-
logische und materielle Hilfe für Verbrechens-
opfer. Spezielle Kurse werden in Schulen oder 
Vereinen angeboten.

Verhinderung und Verfolgung von Strafta-
ten genießt beim Polizeipräsidium München 
oberste Priorität. Das heißt, wir konzentrieren 
uns darauf planerisch, organisatorisch, perso-
nell und logistisch. 

Wir gründeten z. B. mit der Operativen Fall-
analyse eine Arbeitsgruppe, die Delikte der 
Schwerstkriminalität wie Tötungs- und Sexu-
aldelikte detailliert analysiert. Gegen besonders 
gefährliche Sexualtäter wurde das Konzept 
„HEADS“ entwickelt. Zur Bekämpfung der 
Jugendkriminalität setzen wir u. a. seit vielen 
Jahren Jugendbeamte auf den Polizeiinspek-
tionen ein und eine spezifische Arbeitsgruppe 
befasst sich mit der gezielten Sachfahndung 
im Internet. Das sind nur einige Ansätze, wie 
wir organisatorisch und taktisch auf neue Ver-
brechensphänomene reagieren.

Natürlich brauchen wir für unsere Ermittler 
auch die notwendigen rechtlichen und krimi-
naltaktischen Möglichkeiten, um erfolgreich 
ermitteln zu können. Leider ist in jüngerer 
Zeit ein Trend zu beobachten, die Befugnis-
se der Polizei drastisch einzuschränken. Die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Wohnraumüberwachung, der Telekommu-
nikationsüberwachung, der Vorratsdatenspei-
cherung, der Online-Durchsuchung, der DNA-
Analyse oder der Videoüberwachung sind hier 
anzusprechen. Teilweise wurden die Befugnis-
se der Polizei derart eingeschränkt, dass sie 
nahezu nicht mehr anwendbar sind. 
Alle diese Maßnahmen sind jedoch wesentli-
ches Instrument zur Verhinderung schwerster 
Straftaten. Bei einem sich fortsetzenden Trend 
bedeutet das, wir kommen an die gut organi-
sierten Täter immer schwerer heran. 

Oft wird seitens der Datenschützer der Vor-
wurf laut, die Polizei wolle immer mehr. Tat-

sache ist jedoch: Die Täter haben immer mehr 
Möglichkeiten und die Polizei muss sehen, 
dass sie mit ihren begrenzten Ressourcen und 
Mitteln noch hinterherkommt. Ansonsten wird 
die Sicherheit eines jeden Einzelnen zwangs-
läufig darunter leiden. 
Wir laufen Gefahr, dass durch die Einschrän-
kung polizeilicher Befugnisse nicht mehr an-
gemessen auf die Kriminalität reagiert werden 
kann. Wir müssen damit rechnen, dass wir uns 
in den nächsten Jahren immer mehr Straftaten 
gegenübersehen, die wir nicht ausreichend be-
kämpfen können. 

Datenschutzdiskussion hin oder her. Im Kampf 
gegen blinden Fanatismus, gegen menschen-
verachtende Gewalt und gegen Gleichgültig-
keit werden wir letztlich nur gemeinsam er-
folgreich sein, wenn es uns allen gelingt, die 
Menschen für unsere Wertvorstellungen, un-
sere freiheitlich demokratische Grundordnung 
sowie unsere auf Frieden und Gewaltverzicht 
ausgerichtete Lebensweise zu begeistern. Un-
ser Werteverständnis und die Ächtung von Ge-
walt müssen wieder mehr Eingang finden in 
die Erziehung von Kindern und Jugendlichen, 
die in unserer Gesellschaft aufwachsen. Jeder, 
egal wo er im Leben steht, ist aufgerufen, an 
einer sicheren Stadtgesellschaft mitzuarbeiten.

Damit München auch in Zukunft die lebens-
werteste Stadt bleibt! 

ProF. dr. Wilhelm schmidBauer
Polizeipräsident münchen
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Dr. Karl-TheoDor zu GuTTenberG, MdbBereits seit über einem Jahr befindet sich 

Deutschland in der schwersten Rezession der 

Nachkriegsgeschichte. Die Bundesregierung 

hat darauf mit zwei Konjunkturpaketen sowie 

zahlreichen weiteren Maßnahmen zur Siche-

rung der Finanzmarktstabilität und der Kre-

ditversorgung der Wirtschaft rechtzeitig und 

entschlossen reagiert. Nun lassen sich erste 

zaghafte Anzeichen dafür erkennen, dass sich 

die internationale Wirtschaftslage langsam 

wieder aufhellt. Doch auf dem Weg zu einem 

neuen Aufschwung liegt noch eine beträcht-

liche Strecke vor uns.
Hochkonjunktur haben in diesen Zeiten hin-

gegen voreilige Diagnosen: Statt die aufgetre-

tenen Symptome differenziert zu diagnosti-

zieren und fallgerecht zu therapieren, ertönen 

von allen Seiten die Rufe nach dem schein-

baren Allheilmittel staatlicher Finanzspritzen.  

Doch verhält es sich damit in vielen Fällen wie 

mit einer Droge, die kurzfristig Wohlbefinden 

verheißt, langfristig aber die Staatsschulden 

zu Lasten der ganzen Gesellschaft erhöht. 

Folgen wir solchen Heilungsversprechen, lau-

fen wir Gefahr, die Symptome auf Kosten zu-

künftiger Generationen lediglich zu mildern, 

anstatt nachhaltige Lösungen zu verfolgen.

Doch genau darum geht es gegenwärtig: 

Wir brauchen Wege aus der Krise, die auch 

langfristig zu Wachstum, Beschäftigung und 

damit gesellschaftlichem Wohlstand führen. 

Deshalb müssen wir gerade jetzt die Grund-

festen unserer marktwirtschaftlichen Wirt-

schaftsordnung stärken, statt sie mit durch-

sichtigem Aktionismus zu untergraben. STärKunG Der MarKTwirTSchafT-

lichen GrunDfeSTen
Ein bedeutendes Wesensmerkmal des mark-

wirtschaftlichen Ordnungssystems ist seine 

Dynamik: Die Menschen sind in diesem Sys-

tem offen für Neues. Durch ihre Kreativität 

und ihren Ideenreichtum schaffen sie Fort-

schritt, Wachstum und steigenden Wohl-

stand für die Gesellschaft. Die Fähigkeit, ja 

der Zwang zur Veränderung ist ein Geheimnis 

des Erfolgs der Sozialen Marktwirtschaft. Nur 

wenn sich neue Produkte, neue Vertriebs-

formen oder neue Kommunikationsmittel 

durchsetzen, werden wir unseren Wohlstand 

auf Dauer mehren können. Wenn wir hinge-

gen versuchen, alte Strukturen um jeden Preis 

– der zu Lasten des Steuerzahlers geht – zu 

bewahren, schränken wir die Auswahl für die 

Verbraucher ein, entmutigen innovative Un-

ternehmer und gefährden damit letztendlich 

Arbeitsplätze und Wohlstand. Die Aufgabe 

der Politik ist es daher auch in der Krise, die 

Bedingungen zu bewahren und zu schaffen, 

damit sich dieser Schöpfergeist für die ganze 

Gesellschaft erfolgreich entfalten kann.Die Vergangenheit hat mehrfach verdeut-

licht, dass ein Wirtschaftssystem, das Markt 

und Wettbewerb in den Mittelpunkt stellt, 

die Kräfte mobilisiert, welche für Fortschritt, 

Wohlstand und soziale Sicherheit notwendig 

sind. Nicht Markt und Wettbewerb müssen 

in Frage gestellt werden; hinterfragt werden 

muss, ob die notwendigen Begrenzungen, 

die Spielregeln und Anreizmechanismen in 

diesem System neu geordnet werden müssen, 

damit das System zum Wohle aller funktio-

nieren kann. Dafür bietet die gegenwärtige 

Krise eine tatsächliche Chance. 

freiheiT unD VeranTworTunG: 
zwei SeiTen Der Gleichen MeDailleSchöpferischer Geist, Kreativität und Innova-

tion können ihre Triebkraft nur entwickeln, 

wenn jeder Einzelne die Freiheit hat, sich 

selbst zu verwirklichen. Der Erfolg der So-

zialen Marktwirtschaft liegt in dem hohen 

Stellenwert der Freiheit als zentrales Men-

schenrecht in diesem Wirtschaftssystem. Der 

individuellen Freiheit sind dann Grenzen 

gesetzt, wenn sie die Freiheit eines Anderen 

bedroht. Mit dieser Einschränkung des Frei-

heitsbegriffs wird der Einzelne automatisch 

zur individuellen Verantwortung verpflichtet. 

Verantwortung bedeutet, für die Konsequen-

zen von freiheitlich getroffenen Entscheidun-

gen in vollem Umfang einzustehen und die 

Haftung dafür zu übernehmen. Der Einzelne 

kann seine Kreativität nur dann zu Guns-

ten des allgemeinen Wohlstandes produktiv 

einsetzen, wenn der Chance auf Erfolg das 

Risiko des Scheiterns gegenübersteht. Denn 

zusammen mit der Aussicht auf Gewinn si-

chert das persönliche Risiko des individuellen 

Fehlers die Qualität der Leistung. Dieser Zusammenhang zwischen Freiheit und 

Verantwortung ist in der jüngeren Vergangen-

heit zunehmend verschwommen. Fehlerhaft 

gesetzte Anreize hatten neben einer verzerrten 

Risikowahrnehmung bisweilen geradezu eine 

„strukturelle Nichtverantwortung“ zur Folge. In 

der Finanzbranche hat das dazu geführt, dass 

mit nur wenig Eigenkapital hohe Umsätze und 

Gewinne erzielt werden konnten – das Risiko 

für den Investor aufgrund der geringen Eigen-

mittel jedoch begrenzt war. Faktisch genossen 

die Marktakteure die wirtschaftliche Freiheit, 

ohne die damit verbundene Verantwortung 

zu übernehmen und wurden damit aus ihrer 

systemnotwendigen Haftung entlassen. Wer 

nicht haftet, hat auch keinen Anreiz, vorsich-

tig zu handeln. Während Gewinne in der Ver-

gangenheit privatisiert wurden, werden nun 

die Rufe nach einer Kollektivierung der Ver-

luste laut. Genau dies ist aber der falsche Weg, 

wenn wir die Anreize so setzen wollen, >>> 

Die chancen in der Krise nutzen
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